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Reichs-Geſetzblatt. 


M 13. 


Juhalt: Verordnung, betreffend das Aufgebot von Landanſprüchen im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiet. S. 143. 


(Nr. 2091.) Verordnung, betreffend das Aufgebot von Landanſprüchen im ſüdweſtafrikaniſchen 
Schutzgebiet. Vom 2. April 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ac. 


verordnen auf Grund der §§. 1 und 3 Ziffer 2 des Geſetzes, betreffend die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75), für das ſüdweſt⸗ 
afrikaniſche Schutzgebiet im Namen des Reichs, was folgt: 


F. 1. 

Zur Feſtſtellung der Anſprüche aus Verträgen über den Erwerb von 
Grundeigenthum, welche vor dem Erlaß der Verfügung des Kaiſerlichen Kom⸗ 
miſſars vom 1. Oktober 1888, ſowie aus Pachtverträgen, welche vor dem Erlaß 
der Verfügung des ſtellvertretenden Kaiſerlichen Kommiſſars vom 1. Mai 1892 
rechtsgültig abgeſchloſſen worden find, findet ein öffentliches Aufgebot nach Maß⸗ 
gabe der nachſtehenden Vorſchriften ſtatt. 


HN 

Das Aufgebot wird von dem Kaiſerlichen Kommiſſar für das ganze Schuß 
gebiet oder einzelne Theile desſelben erlaſſen. 

Das Verfahren kann von Amtswegen oder auf Antrag derjenigen Be⸗ 
rechtigten, welche Landanſprüche geltend zu machen beabſichtigen, eingeleitet werden. 
Der Antragſteller hat zur Deckung der durch das Aufgebot entſtehenden baaren 
Auslagen einen von dem Kaiſerlichen Kommiſſar feſtzuſetzenden Koſtenvorſchuß 
einzuzahlen. 

F. 3. 

Das Aufgebot hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gebietes, auf welches ſich das Aufgebot bezieht 
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2. die Aufforderung, die Landanſprüche binnen einer auf mindeſtens drei 
Monate zu beſtimmenden Friſt bei der Gerichtsbehörde erſter Inſtanz 
des Schutzgebietes anzumelden; 


3. die Ankündigung, daß die Verſäumung der Anmeldung von Land⸗ 
anſprüchen den Verluſt derſelben zur Folge bat; 


4. die Hinweiſung darauf, daß Anmeldende, welche nicht in dem Schutz⸗ 
gebiet ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, für das Verfahren einen 
im Schutzgebiet ſich dauernd aufhaltenden Vertreter zu beſtellen und 
der Gerichtsbehörde namhaft zu machen haben; 

5. die Bezeichnung des Antragſtellers, falls das Aufgebot auf Antrag 
ſtattfindet. 


8.4. 


Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt in der für die Ver⸗ 
ordnungen des Kaiſerlichen Kommiſſars hergebrachten Weiſe, ſowie durch Ein⸗ 
rückung in den Deutſchen Reichs-Anzeiger und in drei durch den Kaiſerlichen 
Kommiſſar zu beſtimmende ſüdafrikaniſche Zeitungen. Die Einrückung in jedes 
der vorbezeichneten Blätter hat dreimal in Zwiſchenräumen von je einer Woche 
zu geſchehen. 

Der Lauf der Anmeldefriſt beginnt mit dem Tage nach der letzten Ein⸗ 
rückung. Auf die Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung hat es keinen Ein⸗ 
fluß, wenn die vorgeſchriebenen Zwiſchenfriſten nicht eingehalten ſind. 


6. 5. 


Die Anmeldung muß den Gegenſtand und den Grund der geltend ge— 
machten Landanſprüche enthalten. Derſelben follen die urkundlichen Beweisſtücke 
oder eine Abſchrift derſelben beigefügt werden. 

Perſonen, welche nicht in dem Schutzgebiet ihren Wohnſitz oder Aufenthalt 
haben, müſſen für das Verfahren einen im Schutzgebiet ſich dauernd aufhaltenden 
Vertreter beſtellen und denſelben in der Anmeldung namhaft machen. Das 
Gleiche gilt für Geſellſchaften, die im Schutzgebiet nicht ihren Sitz haben. 

Die Anmeldungen ſind bei der Gerichtsbehörde zur Einſicht der Betheiligten 
auszulegen. 


$. 6. 

Die Unterlaſſung der Anmeldung hat den Verluſt der Landanſprüche zur 
Folge. Der Ausſchluß nicht angemeldeter Landanſprüche wird nach Ablauf der 
Anmeldefriſt durch den Kaiſerlichen Kommiſſar verfügt und öffentlich bekannt 
gemacht. 
Anmeldungen, welche nach Ablauf der Anmeldefriſt, aber vor der Verfügung 
des Ausſchluſſes eingehen, ſind zu berückſichtigen. 
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Se 

Zur Prüfung der angemeldeten Landanſprüche beſtimmt die Gerichtsbehörde 
einen Termin, zu welchem die Anmeldenden, ſowie gegebenenfalls der Antragſteller 
und die ſonſt bekannten Berechtigten ($. 2 Abſatz 2) zu laden find. 

Die Ladung der bezeichneten Perſonen findet nicht ſtatt, ſoweit dieſelben 
weder im Schutzgebiet ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, noch einen daſelbſt 
ſich dauernd aufhaltenden Vertreter beſtellt und der Gerichtsbehörde namhaft 
gemacht haben. 

Diejenigen, welche Landanſprüche angemeldet haben, ſind verpflichtet, zur 
Deckung der durch die Beweiserhebung über ihre Anſprüche entſtehenden baaren 
Auslagen einen von der Gerichtsbehörde feſtzuſetzenden Koſtenvorſchuß einzuzahlen. 


$. 8. 

In dem Prüfungstermine werden die angemeldeten Landanſprüche mit den 
Betheiligten erörtert. 

Sind Betheiligte im Termine nicht erſchienen, ſo kann die Gerichtsbehörde 
nach ihrem Ermeſſen in Abweſenheit derſelben verhandeln oder einen neuen Termin 
anberaumen. 

Die Gerichtsbehörde beſchließt über die nach Lage der Sache erforderlichen 
Beweiserhebungen und iſt hierbei an die von den Betheiligten bezeichneten Beweis⸗ 
mittel nicht gebunden. 

Auf die eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen finden die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung Anwendung. 


995 
Nach Schluß der Verhandlungen entſcheidet die Gerichtsbehörde über die 
Rechtsgültigkeit der angemeldeten Landanſprüche. 
Die Entſcheidung muß mit Gründen verſehen ſein. 
Sie iſt den Betheiligten zuzuſtellen. 


$. 10. 
a Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Betheiligten die Beſchwerde an die 
Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz zu. 
Die Beſchwerde muß bei dieſer Behörde vor Ablauf von ſechs Monaten 
nach der Zuſtellung der Entſcheidung ſchriftlich angemeldet werden. 
Zur Verhandlung über die Beſchwerde kann ein Termin beſtimmt und die 
Erhebung weiterer Beweiſe angeordnet werden. 


Spk, 
Die nach Maßgabe dieſer Verordnung ſtattfindenden Verhandlungen und 
Entſcheidungen in erſter und zweiter Inſtanz erfolgen ohne Zuziehung von 
Beiſitzern. 
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$. 12. 
Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
im Reichs⸗Geſetzblatt in Kraft. Die zur Ausführung derſelben erforderlichen Be⸗ 
ſtimmungen werden von dem Reichskanzler erlaſſen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin Schloß, den 2. April 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 
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